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Bunde'ssozialgericht

■i;äfg Im Namen(hß V0Huß1C
‘

Urteil

in dem Rechtssheü

Kläger und Revisions*ädagßr,

Vérkündet am

269Febr„l969

EeK@güaund Revisioné■ägemp‚

Der 1° Senat des Bundessozialaerichts hat auf die&;

mündliche Verhandlung vom 265 Februar 1969 durch

Bundesrichter Dr; H a u g

— Vorsitzender —
Bundesrichter Dr„ S c h u b e r t und

Bundesriohter H e y e 9
Bundessozialrichter W e i n e i c h und

Bundessozialrichter V i e h w e 9 e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

290 November 1967 aufgehoben und die Berufung des

Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts Düssel—

dorf vom 18° April 1967 zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


&L£Lk1i

In diesem Rechtsstreit geht es darum9 ob der Kläger
“nach Art° 2 @ 1 des Angestelltenversicherungs—Neu—

regelungsgesetzes (AnVNG) idF des Rentenversicherungs—

Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom 9° Juni 1965 von der
Versicherungspflicht in der Angestelltenversicherung

(AnV) befreit werden kann°

Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts

(L$G) hatte der Kläger als Werksvertreter bei der
Firma TILZZrCQIIII‘ÖMbH„ in Hannover im Mai 1965 ein

monatliches Einkommen von 1°500,—— DM° Am 285 Mai '

1965 kündigte ihm die Arbeitgeberin fristlos° Seine
Klage hiergegen beim Arbeitsgericht erledigte sich

durch einen am 50° August 1965 abgeschlossenen Ver—

gleich? in dem ua festgelegt wurde9 die Parteien

/

seien sich darüber einig, daß das Arbeitsverhältnis

am 50: Juni 1965 im.gegenseitigen Einvernehmen be—

endet worden sei9 und in dem sich die Arbeitgeberin

zu einer Zahlung von 750‚—— DM an den Kläger ver—
pflichtete°

Der Kläger nahm erst wieder am ’I° Oktober 1965 bei ei—

ner Firma in Bremen gegen ein monatliches Gehalt

von 1„600‚—— DM eine neue Beschäftigung auf° Im De—

zember 1965 beantragte er bei der Beklagten nach

Art: 2 @ 1 AnVNG die Befreiung von der Versicherungs—

pflicht7 wobei er auf einen am 16‚ November 1965

abgeschlossenen Lebehsversicherungsvertrag Bezug

nahm° Die Beklagte lehnte den Befreiungsantrag mit

Bescheid vom 14° April 1966 und Widerspruchsbescheid

vom 12‚ Juli 1966 ab, weil der Kläger am 1« Juli 1965

nicht in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis

‘.
)!
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gestanden habe und somit nicht auf Grund der Er—

höhung der Jahresarbeitsverdienstgrenze durch das

RVÄndG versicherungspflichtig geworden sei? Die

Klage hatte keinen Erfolg° Dagegen verurteilte

das LSG die Beklagte, den Antrag des Klägers auf

Befreiung von der Versicherungspflicht für die

Zeit ab 10 Oktober 1965 zu entsprechen: Zwar müs—

se ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem In—

krafttreten des RVÄndG und dem Versicherungs—

pflichtigwerden bestehen; aber selbst wenn das

Beschäftigungsverhältnis des Klägers bei der Fir—

':—C::: 3;GmbH schon am 310 Mai 1965 ge—

endet habe, so sei er doch in seiner am 1Ü Ok—

ma T;

tober 1965 aufgenommenen Beschäftigung allein

auf Grund des nvÄndG versicherungspflichtig ge—

worden: Bieses 5eschäftigungsverhältnis sei

al'esdinrs erst drei Monate nach dem Inkraftf'

en des Gesetzes beeründet worden„ Das sei

aber unschädlich; denn für die Befreiung von der

Versicherungspflicht genüge es, wenn — wie hier —
ein natürlicher Zusammenhang zwischen dem Ende

der früheren versicherungsfreien Beschäftigung

und der Aufnahme der neuen Beschäftigung bestehe„

Es widerspräche dem Sinn der Befreiungsvorschrift‚

wenn alle diejenigen keinen Gebrauch davon machen

_könnten‚ die nur zufällig am 10 Juli 1965 nicht

in einem Beschäftigungsverhältnis gestanden haben°

Das LSG Eat die Revision zugelassen (Urteil vom

29° November 1967)°

Eis Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt

mit den Antrag,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Berufung des Klägers zurückzuweisen°
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Nach ihrer Meinung ist Art° 2 5 1 AnVNGidF vom
9, Juni 1965verletzt, Im Zeitpunkt des Inkraft—
tretens dieser Vorschrift sei der Kläger nicht mehr

beschäftigt, also auch kein Angestellter gewesen, der
Wegen Überschreitens der Jahresarbeitsverdienstgren—

ze versicherungsfrei war° Er sei nicht auf Grund

jenes Gesetzes versicherungspflichtig geworden, son—

dern dadurch, daß er am 1, Oktober 1965 eine neue

Beschäftigung aufgenommen habe mit einem Gehalt, das

die drei Monate zuvor eingeführte Jahresarbeitsver—

dienstgrenze nicht überschritt° Die Auffassung des

LSG, daß im vorliegenden Falle ein natürlicher Zu—

sammenhang zwischen den beiden Beschäftigungen des

Klägers anzunehmen sei, sei nicht haltbar und wider—

spreche dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung°

3er Kläger beantragte

nevision,Q
v

ie Zurückweisung der

Die Revision ist zulässig und auch begründet° Die

Beklagte hat.den Antrag des Klägers auf Befreiung

von der Versicherungspflicht zu Recht abgelehnt,

Das RVÄndGvom 90 Juni 1965 (BGBl I 476) hat die
Jahresarbeitsverdienstgrenze, bis zu der eine ent—

geltliche Beschäftigung im Angestelltenverhältnis

der Versicherungspflicht unterliegt, für die Zeit

vom 1° Juli 1965 an ( Inkrafttreten des Gesetzes)

von bisher 1„250,—— DM monatlich auf 1,800,—— »M

erhöht (Art, 1 @2 Nr, 3 und 4 RVÄndG)°Da der Kia;
ger vom 1° Oktober 1965 an (Aufnahme einer neuen
Beschäftigung) weniger als 1,800,—— DM monatlich ver-
dient hat, wäre er somit an sich rentenversicherun-s—

pflichtig gewesen° Er will jedoch von der Übergangs—

regelung des Art, 2 5 1 AnVNG idF des RVÄndG Gebraubh
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machen° Hiernach können Angestellte; die wegen Über—

schreitens der Jahresarbeitsverdienstgrenze vor dem

1„ Juli 1965 nicht versicherungspflichtig waren und

aufgrund des RVÄndG versicherungspflichtig werden;

beim Vorliegen bestimmter weiterer Voraussetzungen

auf Antrag von der Versicherungspflicht befreit wer—

den° Der Kläger erfüllt jedoch nicht alle dafür er-

forderlichen Voraussetzungeno

So fehlt es schon an der ersten Voraussetzung? von

der das Gesetz die Befreiung von der Versicherungs-

pflicht abhängig macht„ Der Kläger gehörte nicht 2

den Angestellten; die vegen Überschreitens der Jah—

«. ess1mb.itsver dienstgrenze vor dem 1; Juli 1965 nicht}.
.|

versich erungs pi'1ichtig waren° Sein versicherungs—

freies oe°cnaitiéunrevernaltnis bei der Firma T ;:—

QTI■LI‘GmbH° hat nur bis zum 31„ mai 1965 bestandenü

Mit dem Wegfal1 der persönlichen Abliäng11gkeit und

der übrigen ihr das Bestehen eines abhängigen Be—

schäftigungsverhältniss es wesentlichen Merkmale

(vgl° dazu die Rechtsprechung des B‘G zu 3 165 EVO

in BSG 139 1309 152; 15; 65, 69; 169 989 101; 16‚

289, 295; 19‚ 265; 267; 207 6; 8) verlor der Kläger'
auch die Eigenschaft als ein wegen Überschreitens

der Jahresarbeitsverdienstgrenze versicherungsfreier

Angestellter; Daran ändert auch nichts der Umstand,

daß in dem arbeitsgerichtlichen Vergleich vom 501

.Äugust 1965 nachträg lich das Ende des Arbeitsver—

hältnisses mit dem 50° Juni 1965 festgelegt wurde°
Hinzu k mmt, daß der Kläger für den 1Jonat Juni 1965

kein Gehalt, sondern eine Abfindung erhielt; die
weit unter der Jshresarbeitsverdienstgrenze lag°

wenn Art° 2 5 1 ennv1G idF des RVÄndG auf die Zeit
”vor dem 1; Juli 1965" abstellt‚ so ist damit nicht

eine irgendwann vor diesem Taé‘ liegende Angestell—

tenzeit gemeint° Die Vorschrift unterscheidet sich

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


allerdings gerade in diesem Punkt von Art„ 2 5 1
AnVNG in der ursprünglichen Fassung vom 23° Februar

1957, in der von Angestellten die Rede ist, die

wegen Überschreitens der Jahresarbeitsverdienst—

grenze ”bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes" nicht

versicherungspflichtig waren° Diese unterschiedliche

Wortfassung ist möglicherweise darauf zurückzuführen‚

daß das ?VÄndG schon vor dem Inkrafttreten verkündet
und bekannt gemacht wurde, während das AnVNG vom
230 Februar 1957 sich Rückwirkung zum 1° Januar 1957

zugelegt hat° Jedenfalls bedeutet aber der unter—

schiedliche Sprachgebrauch keinen Unterschied bei

der sachlichen Auslegung; die Worte in Art° 2 € 1

AnVNG idF des RVÄndG "vor dem 1° Juli 1965" haben

keine andere Bedeutung als wenn es hieße "bis zum

300 Juni 1965"; doh„ es muß bis dahin Versicherungs—

freiheit wegen Überschréitens der Jahresarbeits—

verdie‚stgrenze bestanden haben„ Diese Voraussetzung

ist aber beim Kläger nicht gegeben„

Es fehlt aber auch an der weiteren Voraussetzung, daß

er aufgrund des RVÄndG versicherungspflichtig ge—
worden ist° Diese gesetzliche Folge wäre bei ihm nur

eingetreten, wenn er beim Inkrafttreten jenes Ge—

setzes eine Angestellten—Tätigkeit ausgeübt hätteo

Nur wenn er im Juli 1965 in einem Arbeitsverhältnis

der in 5 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes
(AVG) genannten Art gestanden hätte, hätte er

“durch" das RVÄndG9 d°hß durch dessen Inkrafttreten
versicherüngspflichtig werden können° Es muß ein

ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Inkrafttreten

des neuen Rechts und dem Versicherungspflichtigwer—

den bestehen° Dieser Zusammenhang fehlt aber9 wenn

beim Inkrafttreten des RVÄndG keine Angestellten—
eigenschaft vorliegt, die eine Versicherungspflicht

zur Folge haben kann„ Der Kläger, der im Juli 1965

unbestritten in keinem Arbeitsverhältnis gestanden
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hat„ wurde deshalb vom Inkrafttreten des RVÄndG und

der darin enthaltenen Heraufsetzung der Jahresarbeits—

verdienstgrenze nicht berührt" Bei seinem Eintritt in

ein neues Beschäftigungsverhältnis am 1° ktober l965

war aber der erwähnte ursächliche Zusammenhang zwi—

schen dem Inkrafttreten des RVÄndG und dem Versiche—

rungspflichtigverden nicht mehr gegeben; der Kläger

unterlag hier wie jeder andere, der an diesem Tag.

erstmals eine Beschäftigung aufnahm7 der durch das

RVÄndG neu gefaßten Vorschrift über die Jahresarbeits—

verdienstgrenze (@ 5 AVG nF)o

Sinn und Zweck der Befreiungsvorschrift des Art° 2

% 1 inVNG liegen iarin, den bisher versicherungsfrei

genesenen Angestellten‚ die infolge der Erhöhung der

reich=run'spilichtgrenze durch das RVÄndG erstmals

ersicherungspflichtig werden und die in

-gel schon anderweitig für ihr Alter und ihre

Hinterbliebenen vorgesorgt hatten‚ die Höglichkeit

(wenn auch nur für eine beschränkte Übergangszeit) zu
lassen‚ weiterhin selbst und in eigener Verant—

uortung für den Fall des Alters und des Todes vorzu—

sorgen und ihnen eine doppelte finanzielle Belastung

zu ersparen (BArbBl° 1965, 588)„ Die Einräumung die—

ser £öglichkeit‚ d;h° die Beibehaltung der bisherigen

Gestaltung ihrer Altersversorgung, erscheint sinn—

voll aber nur für Angestellte? deren Beschäftigungs—

verhältnis durchgängig (vor und nach dem 1„ Juli

1965) bestanden hat„ Nur dann ist der in Art° 2 5 1
AnVNG vorausgesetzte ursächliche Zusammenhang zwischen

den Inkrafttreten des Gesetzes und dem Versicherungs—

pflichtigwerden vorhanden° Es liegt nicht in der Ab—

sicht des Gesetzes, die Befreiungsvorschrift auch auf

solche Personen anzuwenden? die vor und beim Inkraft—

treten des Gesetzes nicht Angestellte gewesen sind
und dies erst mehrere Monate danach wieder geworden
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sind° Dabei ist es auch ohne rechtliche Bedeutung, aus

welchen Gründen die Angestellten—Eigenschaft beim ln—

krafttreten des RVÄndG gefehlt hat° Der Kläger, der bei

t:—Ctxz:z GmbH„) mit

'einem die Jahresarbeitsverdienstgrenze überschreiten—

seiner früheren Arbeitgeberin (Til

den Einkommen tatsächlich nur bis zum 31„ Äai 1965 be—

schäftigt gewesen ist und eine neue Beschäftigung erst

wieder am 10 Oktober 1965 aufgenommen hat, erfüllt Somit

nicht die zur Anwendung des Art° 2 5 1 AnVNG notwendigen

Voraussetzungenc

Bas LSG meint zwar, ein ursächlicher Zusammenhang zwi—

schen dem Inkrafttreten des RVÄndG und dem Eintritt der

Versicherungspflicht sei auch dann zu bejahen, “wenn der

zeitliche Abstand zwischen zwei Beschäftigungsverhält—

nissen durch vernünftige Gründe erklärt werden kann“?

d‚h„ ein “natürlicher Zusammenhang" zwischen dem Ende

der früheren versicherungsfreien Beschäftigung und der

Aufnahme einer neuen Beschäftigung bestehe„ Dabei ver—

kennt es aber die dargelegte Zweckbestimmung der Be—

freiungsvorschrift, die keinen Raum läßt für diese Aus—

legung des LSGU'Im übrigen wäre auch ein ”natürlicher

Zusammenhang" zwischen zwei Beschäftigungsverhältniseen

nur geeignet, das Fortbestehen eines früheren, faktisch

schon gelösten Beschäftigungsverhältnisses bis zur Auf—

nahme des neuen zu fingieren„ Bas Gesetz sieht aber —
erklärlicherweise — eine solche Fiktion nicht vor°

Das Sozialgericht ist somit zutreffend zu dem Ergeb—

nis gekommen, daß beim Kläger die Voraussetzungen zur
Befreiung von der Versicherungspflicht nicht gegeben

sind° Das entgegenstehende Urteil des LSG muß daher

aufgehoben und die Berufung des Klägers gegen das erst—

instanzliche Urteil als unbegründet zurückgewiesen

werden°
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Die Y stenentscheidung beruht auf @ 193 des Sozial—@

ger1chtsgesetzes°
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